
 STADT  WEINHEIM 
DER OBERBÜRGERMEISTER 

 

Informationsunterlagen 

für die Besucher der öffentlichen Sitzung 

des Ausschusses für Technik, Umwelt und 
Stadtentwicklung 

am 15. September 2021, 17:30 Uhr, 

 

in der Stadthalle Weinheim, Birkenauer Talstraße 1 

Tagesordnung 

1 Feuerwehrbedarfsplan der Feuerwehr Weinheim; 2. Fortschreibung 2020-
2025 
123/21   

2 Novellierte Gestaltungssatzung für die Weinheimer Innenstadt sowie 
Erhaltungssatzungen für unterschiedliche Teilbereiche der Weinheimer 
Innenstadt  
Hier: Hearing mit Expert:innen aus den Themenbereichen  
         Baurecht/Satzungsrecht und Denkmalschutz-/Umwelt 
124/21   

3 Landschaftsbauarbeiten am Betriebsgebäude Süd auf dem Hauptfriedhof 
Weinheim 
125/21   

4 Umbau Geh- und Radweg im Multring in Weinheim 
130/21   

5 Anfragen 
   

gez.  
Manuel Just 
Oberbürgermeister 

Referat des Oberbürgermeisters 
Tel. (06201) 82 330 o. 82 397 
Fax (06201) 82 473 
E-Mail: ratsdienste@weinheim.de 

004/44 - I 01 - dbk/sad 
Datum: 10.09.2021 
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Beschlussvorlage 

Federführung: Drucksache-Nr. 

Feuerwehr 123/21 

Geschäftszeichen: 

Feuerwehr 

Beteiligte Ämter:   

Amt für Immobilienwirtschaft 
Personal- und Organisationsamt 
Rechnungsprüfungsamt 
Stadtkämmerei 

Datum: 

27.08.2021 

 

  
 

 
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Ausschuss für Technik, Umwelt und 
Stadtentwicklung 

Ö Vorberatung 15.09.2021 

Gemeinderat Ö Beschlussfassung 22.09.2021 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Feuerwehrbedarfsplan der Feuerwehr Weinheim; 2. Fortschreibung 2020-2025 

Beschlussantrag: 

1. Der Gemeinderat der Stadt Weinheim nimmt Kenntnis vom Ergebnis der 2. 
Fortschreibung des Feuerwehrbedarfsplanes 2020 bis 2025 und stimmt dem Plan zu. 

2. Die im Feuerwehrbedarfsplan, 2. Fortschreibung 2020 bis 2025 erarbeiteten Vorschläge 
hinsichtlich der technischen und personellen Ausstattung der Feuerwehr Weinheim 
werden entsprechend umgesetzt. Der im Sollkonzept empfohlene Mehrbedarf von 7 
Personalstellen im Bereich Brandschutz wird genehmigt und das Organisations- und 
Personalamt ermächtigt diese verteilt auf die Jahre 2022 bis 2024 im Stellenplan 
auszuweisen. Im Übrigen steht die Umsetzung des Feuerwehrbedarfsplanes, wie bisher, 
unter Finanzierungsvorbehalt.  
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Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
1 x Feuerwehr Weinheim 
1 x Dezernat II 
1 x Amt 11 
1 x Amt 14 
1 x Amt 20 
1 x Amt 65 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

GR/0121/08 
GR/002/05 
GR/097/15 
 

Beratungsgegenstand: 

Die Feuerwehr der Stadt Weinheim wurde 1862 gegründet und schützt seit knapp 160 
Jahren die Bevölkerung der Stadt in uneingeschränkter Weise. 
Mit Inkrafttreten des ersten Feuerwehrgesetztes im Jahre 1956 wurde festgelegt, dass für die 
Ausrüstung, Aufstellung und Unterhaltung einer Feuerwehr die Gemeinde zuständig ist. 
Durch die Abschaffung der Feuerwehrabgabe in Baden-Württemberg und den stetig 
gestiegenen Anforderungen an die Feuerwehr musste grundsätzlich das Aufgabengebiet der 
Feuerwehr Weinheim und deren Leistungsfähigkeit untersucht werden. Aus diesem Grund 
wurde im Jahr 2004 ein Feuerwehrkonzept der Stadt Weinheim für die Feuerwehr erarbeitet. 
Das Feuerwehrkonzept 2004 beschloss der Gemeinderat (GR/002/05) am 19.01.2005. Die 
Investitionen für Ersatzbeschaffungen standen seither unter Finanzierungsvorbehalt. Bei den 
Haushaltsberatungen in den betreffenden Jahren musste aufgrund von Einsparungen 
Investitionen verschoben werden. Im Jahr 2008 wurde von Seiten der Verwaltung ein 
Fragenkatalog erarbeitet, der hinsichtlich der Feuerwehrbedarfsplanung durch einen 
externen Gutachter geprüft wurde. In seiner Sitzung am 22.10.2008 beschloss der 
Gemeinderat (GR/121/08) den Feuerwehrbedarfsplan. Der Bedarfsplan war für die Jahre 
2009 bis 2014 ausgelegt. Im Jahre 2015 erfolgte die 1. Fortschreibung des 
Feuerwehrbedarfsplanes für die Jahre 2015 bis 2020, welcher am 23.09.2015 (GR/097/15) 
beschlossen wurde.  

 

1. Zusammenfassung 2. Fortschreibung Feuerwehrbedarfsplan 2020-2025 

Die Empfehlungen des Brandschutzbedarfsplanes wurden dem Feuerwehrausschuss 
vorgestellt und durch die einzelnen Abteilungsausschüsse beraten, die folgende 
Rückmeldung gaben: 

Abteilung Stadt:   Keine Einwände 

Abteilung Lü-Ho:  Grundsätzlich ok, Anmerkung, dass die Abteilung Lü-Ho keine 
Überlastung im Einsatzdienst sieht. 

Abteilung Sulzbach:  Keine Einwände 

Abteilung OFB:  Keine Einwände 

Abteilung Rippenweier: Keine Einwände. 

Abteilung Ritschweier: Keine Einwände. 
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Zur Optimierung des Brandschutzes schlägt die Verwaltung im Einvernehmen mit der 
Führung der Feuerwehr, dem Feuerwehrausschuss und den Abteilungsausschüssen die 
nachfolgenden im Einzelnen dargestellten Maßnahmen vor. Diese stellen auf eine 
Verbesserung der Organisation und der technischen Ausstattung unter Beibehaltung der 
ehrenamtlichen Struktur ab. Mit der Umsetzung der vorgeschlagenen Maßnahmen wird auch 
zukünftig der Brandschutz in der Stadt Weinheim sichergestellt. An dem Ziel den 
Erreichungsgrad auf 80% auszudehnen, wird festgehalten. Die einzusetzenden finanziellen 
Mittel entsprechen den notwendigen Investitionen und sind zielorientiert. 

Der Rechtsaufsicht der Feuerwehr Weinheim (Kreisbrandmeister) wurde der Plan vorgelegt. 
Die geplanten Maßnahmen im Bereich Personal, Gebäude und Fahrzeugtechnik werden 
befürwortet und als zukunftsweisend erachtet.  

 

1.1 Fahrzeug- und Gerätetechnik  

Um die angestrebte, bedarfsorientierte Fahrzeug- und Gerätebeschaffungen unter 
Berücksichtigung einsatztaktischer Belange durchführen zu können, sind von 2022 bis 2025 
folgende Ersatzbeschaffungen von neuen Fahrzeugen vorgesehen:  

Maßnahmenliste 

 Abteilung Kosten Jahr Projekt Position Zuschuss 

1 Abt. Lützel-
/Hohensachsen  

60.000€ 2022 MTW 8.7.4  

2 Stadt 420.000€ 2022 HLF 20 8.7.2 92.000€ 

3 Rippenweier 60.000€ 2022 MTW 8.7.6  

4 Ritschweier 260.000€ 2022 TSF W (in 2021), 
Maßnahme war 2021 
veranschlagt, wird in 
2022 realisiert, Mittel 
werden 2022 neu 
eingeplant 

8.7.7. 52.000€ 

 Gesamt 800.000€ 2022   144.000€ 

5 Oberflockenbac
h 

350.000€ 2023 TLF 3000 (in 2023) 8.7.5 80.000€ 

6 Stadt 750.000€ 2023 DLK 23/12 (in 2023)  8.7.2 254.000€ 

 Gesamt 1.100.000€ 2023   334.000€ 

7 Oberflockenbac
h 

70.000€ 2025 KEF 8.7.5 13.000€ 

8 Rippenweier 260.000€ 2025 MLF 8.7.6 66.000€ 

 Gesamt 330.000€ 2025   79.000€ 

9 Gesamtwehr 60.000€ 2026 GW-T Werkstatt/JFW 8.7.1  

       

 Gesamt 2022-
2026  

2.290.000€    557.000€ 
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Für die Jahre ergeben sich aktuell folgende finanzielle Bedarfe: 

2022: 800.000€  Zuschuss: 144.000€ Gesamt: 656.000€ 

2023: 1.100.000€  Zuschuss: 334.000€ Gesamt: 766.000€ 

2025: 330.000€  Zuschuss: 79.000€  Gesamt: 251.000€ 

 

1.2 Personal 

Die Feuerwehr Weinheim ist nach dem Feuerwehrgesetz eine auf ehrenamtlichem 
Engagement aufgebaute Feuerwehr. An der ehrenamtlichen Struktur soll auch künftig 
festgehalten werden. Unter Punkt 8.3.3 Maßnahmen zur Verbesserung der 
Personalausstattung und Punkt 8.3.4 Förderung des Ehrenamtes sind Maßnahmen 
aufgezeigt, wie zukünftig das ehrenamtliche Engagement gestärkt werden kann.  

Im Abschnitt 5.6.1 wird deutlich, dass dienstags bis donnerstags die Ausrückezeiten des 
ersten Löschfahrzeuges der Abteilung Stadt aufgrund der hauptamtlichen Beschäftigten 
kürzer sind als zu anderen Zeiten. Aufgrund der aktuellen Anzahl an hauptamtlichen 
Beschäftigten kann montags und freitags keine hauptamtliche Staffel sicher gebildet werden, 
was sich auch in den Ausrückezeiten widerspiegelt. In den Abschnitten 5.6.2 und 5.6.3 wird 
deutlich, dass grundsätzlich eine kurze Ausrückzeit zur Erreichbarkeit der Altstadt und des 
östlichen Kernstadtgebietes unerlässlich ist. Bei der Analyse des Erreichungsgrades im 
Abschnitt 5.6.4 wird zudem ersichtlich, dass zwar in der Regel eine Staffel (6 Funktionen) 
innerhalb von 10 Minuten an der Einsatzstelle eintrifft (aus Haupt- und Ehrenamt), auf Basis 
der Schutzzieldefinition bzw. des Gefahrenpotenzials jedoch die Verfügbarkeit einer Gruppe 
erforderlich ist. Zur Sicherstellung des Schutzziels bzw. eines angemessenen Einsatzablaufs 
muss daher die Anzahl an verfügbaren feuerwehrtechnischen Beschäftigten während der 
Kernarbeitszeiten der ehrenamtlichen Einsatzkräfte erhöht werden. Hieraus ergibt sich die 
Notwendigkeit einer Personalstellenerhöhung der hauptamtlichen Beschäftigten. Gleichzeitig 
ist das Ehrenamt zu sonstigen Zeiten zu stärken, sodass hier das Schutzziel ehrenamtlich 
eingehalten werden kann (siehe Abschnitt 8.4). 

Zur Sicherstellung des Schutzzieles sind neun Funktionen notwendig. Einsatztaktisch kann 
hierdurch ein Innenangriff sowie eine Menschenrettung über tragbare Leitern gleichzeitig 
durchgeführt werden. 

Zur Besetzung des Feuerwehrzentrums Weinheim mit neun Einsatzfunktionen im Tagdienst 
(Mo- Fr 07:00-17:00) müssen auf Basis der Ausfallzeiten 14,6 Personalstellen vorhanden 
sein. Derzeit sind 10 hauptamtliche Beschäftigte vorhanden. Hierbei ist zu beachten, dass 
bei den notwendigen neun Funktionen der Gesamteinsatzleiter nicht einberechnet werden 
darf. Der Gesamteinsatzleiter kann aus einsatztaktischen Gründen nicht noch gleichzeitig 
Fahrzeugführer auf dem Löschfahrzeug sein, da er hierdurch sowohl die Staffel/Gruppe als 
auch den Gesamteinsatz führen müsste. Als Gesamteinsatzleiter ist gemäß §27 Abs. 1 FwG 
BW der Feuerwehrkommandant und sein Stellvertreter im Hauptamt vorgesehen. Diese 
beiden hauptamtlichen Stellen sind daher nicht auf die notwendigen 14,6 Planstellen 
anzurechnen, so dass rechnerisch von 8 hauptamtlichen Beschäftigten auszugehen ist. (eine 
befristete Stelle wurde zum 01.03.2021 entfristet und ist somit fest den vorhandenen 8 
Beschäftigten zu zurechnen) 

 

Es wird daher empfohlen 7 zusätzliche Planstellen für den Einsatzdienst der Feuerwehr 
vorzusehen. Pro Planstelle sind mit 60.000€ / Jahr zu rechnen.   

 7 x 60.000e = 420.000€ / Jahr 
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Für das Jahr 2022 werden 3 Stellen im Stellenplan ausgewiesen.  

Für das Jahr 2023 werden 2 Stellen im Stellenplan ausgewiesen. 

Für das Jahr 2024 werden 2 Stellen im Stellenplan ausgewiesen. 

 

1.3 Maßnahmen an den Feuerwehrhäusern 

In den nächsten Jahren müssen einige Investitionen in den Standorten der Feuerwehr 
erfolgen. Wie in Abschnitt 8.6 genau beschrieben, gibt es an allen Standorten der Feuerwehr 
Bedarf für bauliche Maßnahmen an Gebäuden und Außenanlagen. Teilweise wurden diese 
von Seiten des Amtes für Immobilienwirtschaft, Abteilung Hochbau, bereits umgesetzt. Ein 
guter baulicher Zustand wirkt sich nachhaltig positiv auf die Zufriedenheit und die 
Leistungsfähigkeit einer ehrenamtlichen Feuerwehr aus. Somit sind bauliche Maßnahmen 
insbesondere als Investition zur Stärkung des Ehrenamtes zu sehen. Die Kosten sind im 
Einzelnen noch genau zu ermitteln. 

Maßnahmen in Gebäuden, die aus arbeitssicherheitstechnischen Aspekten zu erfolgen 
haben, werden zeitnah in Zusammenarbeit mit dem Amt für Immobilienwirtschaft umgesetzt.  

Alle weiteren Maßnahmen werden in Absprache mit dem Amt für Immobilienwirtschaft und 
dem Amt für Klimaschutz, Grünflächen und technische Verwaltung priorisiert, von den 
Fachämtern kalkuliert und entsprechend in der Haushaltsplanung ausgewiesen.  

Maßnahmenliste 

 

Lfd. 
Nr.  

Sachverhalt/  
Feuerwehreinheit  

Zeitraum  Maßnahme  Lfd. Nr. 
im 
BSBP  

1.  
 

Alle Abteilungen  2022  Schaffung angemessener 
Lagermöglichkeiten für Gefahr-
stoffe; oder Entfernung der 
gelagerten Gefahrstoffe nach 
Prüfung des tatsächlichen 
Bedarfs   

8.6.  

2.  
 

Abt. Stadt  2022-
2023  

Prüfung der Schaffung von 
zusätzlichen sechs Stellplätzen 
(Bezug zu Maßnahme 12, 
nach Raumkonzept) 

8.6.1  

3.  
 

Abt. Stadt,  
Abt. Rippenweier  

2022  Einrichtung von DIN-gerechten 
Abgasabsauganlagen an allen 
Fahrzeuge (dies wurde 
inzwischen an fast jedem 
Stellplatz eingerichtet) 

8.6.1  
8.6.2  
8.6.4  
8.6.6  

4.  
 

Abt. Sulzbach  2024-  
2025 

Prüfung der Einrichtung eines 
ausreichend großen Umkleide-
bereiches sowie sanitärer 
Anlagen neben den 
Umkleiden. Hierzu sind 
grundlegende Planungen am 
Gebäude/Standort notwendig  

8.6.2  
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5.  
 

Abt. Lützel-
/Hohensachsen  

2023  Ausleuchten des 
Außenbereiches, (Beteiligung 
von Amt 60) 

8.6.3  

6.  
 

Abt. 
Oberflockenbach  

2023  Einrichtung eines Stellplatzes 
für den MTW (im bestehenden 
Gebäude nicht lösbar) 
 

8.6.4  

7.  
 

Abt. Rippenweier  2023  Einrichtung eines ausreichend 
großen Umkleidebereiches 
sowie sanitärer Anlagen neben 
den Umkleiden, Verbesserung 
durch organisatorische 
Änderungen prüfen, da baulich 
im vorh. Gebäude nicht 
realisierbar 

8.6.5  

8.  
 

Abt. Ritschweier  2023  Markierung der Stufen; 
Rutschfester Bodenbelag  

8.6.6  

9.  
 

Abt. Ritschweier  2024 – 
2025 

Erneuerung des Tores (MTW), 
Zustand wurde 2020 bereits 
baulich verbessert  

8.6.6  

10.  
 

Abt. Ritschweier  2024  Organisatorische 
Vergrößerung des 
Umkleidebereiches  

8.6.6  

11.  
 

Abt. Rippenweier  2024 -
2025 

Prüfung/Schaffung einer 
Notstromeinspeisemöglichkeit, 
Beschaffung mobiler Geräte 
seitens FW ist in Planung 

8.6.5  
8.6.6  

12.  
 

Abt. Stadt  2024 – 
2025 

Einrichtung ausreichend 
großer Umkleiden durch 
Anbau (Verlagerung des 
Fitnessraums und der 
Kleiderkammer);  
Schaffung von Büroräumen;  
Schaffung von Umkleiden für 
das Hauptamt, 
Raumbedarfsplanung für das 
gesamte Gebäude ist seitens 
FW zu erstellen 

8.6.1  

13.  
 

Abt. 
Oberflockenbach  

2025 Schaffung einer ausreichend 
großen Damenumkleide, 
Maßnahme überprüfen, 
organisatorische Lösung 
prüfen, ansonsten aufwändiger 
Umbau notwendig 

8.6.3  
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Alternativen: 

Keine 

 
 

Finanzielle Auswirkung: 

1. Fahrzeuge  

Für die notwendigen Ersatzbeschaffungen von Feuerwehrfahrzeugen sind in den Jahren 
2022 bis 2026 2.290.000 € erforderlich. 

Mit Ausnahme der Ausgaben für den TSF W in Höhe von 260.000 € waren hierfür bisher 
keine Beträge im Haushalt 2021 in der mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen. 

Im Haushaltsjahr 2022 sind im Teilfinanzhaushalt 2, Produktgruppe 1260, 800.000 € 
bereitzustellen. Demgegenüber können Zuschüsse in Höhe von 144.000 € eingeplant 
werden. 

In der mittelfristigen Finanzplanung sind für die nach dem Feuerwehrbedarfsplan zu 
beschaffenden Fahrzeuge bis zum Jahr 2026 insgesamt weitere 1,49 Mio. Euro sowie 
413.000 Euro Zuschüsse einzuplanen. Im Rahmen der Haushaltsplanung werden die in den 
jeweiligen Jahren benötigten Mittel und Verpflichtungsermächtigungen sowie zu erwartende 
Einzahlungen konkretisiert und entsprechend veranschlagt. 

 

2. Personal 

Um die empfohlenen personellen Maßnahmen durchzuführen sind 7 zusätzliche Planstellen 
für den Einsatzdienst der Feuerwehr im Stellenplan vorzusehen.  

Es ist mit jährlichen Aufwendungen von ca. 60.000€ je Planstelle zu rechnen. Die Mittel sind 
im Budget für Personalaufwendungen einzuplanen. 

(Für das Haushaltsjahr 2022 werden zunächst Mittel für 3 neue Stellen veranschlagt) 

 

3. Baumaßnahmen Gebäude und Außenanlagen 

Die Kosten für die notwendigen Baumaßnahmen sind noch zu ermitteln und werden ab 2022 
im Rahmen der Haushaltsplanungen von den Ämtern 60 und 65 berücksichtigt.  
 
 

Anlagen: 

Nummer:  Bezeichnung  

1 Feuerwehrbedarfsplan 
  

 
 

Beschlussantrag: 

1. Der Gemeinderat der Stadt Weinheim nimmt Kenntnis vom Ergebnis der 2. 
Fortschreibung des Feuerwehrbedarfsplanes 2020 bis 2025 und stimmt dem Plan zu. 
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2. Die im Feuerwehrbedarfsplan, 2. Fortschreibung 2020 bis 2025 erarbeiteten Vorschläge 
hinsichtlich der technischen und personellen Ausstattung der Feuerwehr Weinheim 
werden entsprechend umgesetzt. Der im Sollkonzept empfohlene Mehrbedarf von 7 
Personalstellen im Bereich Brandschutz wird genehmigt und das Organisations- und 
Personalamt ermächtigt diese verteilt auf die Jahre 2022 bis 2024 im Stellenplan 
auszuweisen. Im Übrigen steht die Umsetzung des Feuerwehrbedarfsplanes, wie bisher, 
unter Finanzierungsvorbehalt.  

gezeichnet 

Manuel Just 
Oberbürgermeister 
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Abteilungen Funktionen Mindestanzahl Aktive
(200% Reserve)

Aktuelle Zahl

1 Zug + 1 Staffel 28 84 85

1 Gruppe 9 27 37

2 Gruppen 18 54 55

1 Gruppe 9 27 40

1 Gruppe 9 27 30

1 Gruppe 9 27 18

Feuerwehr insgesamt 82 246 265

Abteilung Rippenweier

Abteilung Ritschweier

Abteilung Sulzbach

Abteilung Stadt

Abteilung Oberflockenbach

Abteilung Lützel-/Hohensachsen
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Beschlussvorlage 

Federführung: Drucksache-Nr. 

Amt für Stadtentwicklung 124/21 

Geschäftszeichen: 

61 - MH 

Beteiligte Ämter:   

 

Datum: 

26.08.2021 

 

    
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Ausschuss für Technik, Umwelt und 
Stadtentwicklung 

Ö Beschlussfassung 15.09.2021 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Novellierte Gestaltungssatzung für die Weinheimer Innenstadt sowie Erhaltungssatzungen 
für unterschiedliche Teilbereiche der Weinheimer Innenstadt  
Hier: Hearing mit Expert:innen aus den Themenbereichen Baurecht/Satzungsrecht und 
         Denkmalschutz-/Umweltschutz-/Städtebaurecht 

Beschlussantrag: 

1. Der Ausschuss für Technik, Umwelt und Stadtentwicklung nimmt die Informationen der 
Expert:innen zu den Themenbereichen „Gestaltungssatzung“ und „Erhaltungssatzung“ 
zur Kenntnis. 
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Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
1 x Dez. II 
1 x Amt 61 z.d.A. 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

(GR/017/21 – 020/21 am 10.02.2021)  

(ATUS/034/21 – 037/21 am 10.03.2021) 

GR/059/21  „Gestaltungssatzung für die Weinheimer Innenstadt“ 
hier: Aufstellungsbeschluss, Beschluss der frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
sowie Beschluss über ein Experten-Hearing in einer Sitzung des ATUS 

GR/060/21  Erhaltungssatzungen für Teilbereiche der Weinheimer Innenstadt 
hier: Aufstellungsbeschlüsse und Beschlüsse der frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

GR/061/21  Erhaltungssatzung „Prankel“ 
hier: Aufstellungsbeschluss und Beschluss der frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

GR/062/21 Aufhebung der rechtskräftigen „Erhaltungs- und Gestaltungssatzung“ 
hier: Aufstellungsbeschluss und Beschluss der frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

 
 

Beratungsgegenstand: 

1. Bisheriger Beratungsverlauf  

Erstmalig waren die Novellierung der Erhaltungs- und Gestaltungssatzung (in Form einer 
eigenständigen Gestaltungssatzung und sieben eigenständiger Erhaltungssatzungen) sowie 
die Aufstellung einer Erhaltungssatzung für den Bereich „Prankel“ Gegenstand der 
Gemeinderatssitzung am 10.02.2021. Der Gemeinderat beschloss in dieser Sitzung, das 
Thema zur Vorberatung in die nächste Sitzung des Ausschusses für Technik, Umwelt und 
Stadtentwicklung (ATUS) zu verweisen und die Beschlussfassung auf die folgende 
Gemeinderatssitzung am 17.03.2021 zu vertagen. Zwar fand eine Vorberatung in der ATUS-
Sitzung am 10.03.2021 statt, jedoch wurde aus unterschiedlichen Gründen die für den 
17.03.2021 avisierte Beschlussfassung im Gemeinderat verschoben. 

Am 21.04.2021 wurden im Gemeinderat schließlich die Aufstellungsbeschlüsse für insgesamt 
acht Erhaltungssatzungen („Domhofbezirk“, „Gerberbachviertel“, „Gründerzeitviertel“, 
„Ludwigsviertel“, „Steinwegviertel Nord, „Steinwegviertel Süd“, „Stadterweiterung der 1920er 
und 30er-Jahre“ sowie „Prankel“), für die „Gestaltungssatzung für die Weinheimer 
Innenstadt“ sowie für die Aufhebung der rechtskräftigen Erhaltungs- und Gestaltungssatzung 
aus dem Jahr 1994 gefasst. Darüber hinaus wurde für alle Satzungsverfahren die frühzeitige 
Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
beschlossen.  

Aufgrund der Anregungen aus dem ATUS in der Sitzung am 10.03.2021 wurde außerdem 
die Beschlussfassung über ein Experten-Hearing als zusätzlicher Verfahrensbestandteil 
aufgenommen. Dieses findet im Rahmen der ATUS-Sitzung am 15.09.2021 statt.  
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Wie die Verwaltung in ihren Beschlussvorlagen vom 21.04.2021 ausgeführt hat, ist die 
Einholung externen Sachverstands sinnvoll und gewinnbringend, wenn neben einem 
Vorentwurf bereits Reaktionen aus der frühzeitigen Beteiligung vorliegen, sodass sich ggf. 
vorhandene Spannungsfelder, Interessenskonflikte oder Schwerpunktthemen 
herauskristallisieren. Nach Durchführung der frühzeitigen Beteiligung im Zeitraum Juni und 
Juli liegen nun diese Rückmeldungen vor: Sowohl zu den Erhaltungssatzungen als auch zur 
Gestaltungssatzung gingen bei der Verwaltung eine niedrige zweistellige Zahl an 
Stellungnahmen ein, die konkrete Anregungen oder Hinweise zu den jeweiligen Satzungen 
enthielten. Die Stellungnahmen beinhalteten insbesondere grundsätzliche Fragen und 
Anmerkungen zu den beiden Satzungstypen bzw. deren Wirkung sowie den Abgrenzungen 
und Herleitungen der Geltungsbereiche. Darüber hinaus gibt es einzelne Anregungen zu 
konkreten Vorschriften der Gestaltungssatzung (u. a. zu Dächer, Dachaufbauten, Fassaden, 
Schaufenster und Werbeanlagen).  

Von Seiten der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gingen nur zwei 
Stellungnahmen mit konkreten Anregungen und Hinweisen zu den Inhalten der in Rede 
stehenden Satzungen - im Speziellen zur Gestaltungssatzung - ein. 

Im Zuge der frühzeitigen Beteiligung wurden neben der Auslegung der Planunterlagen zwei 
digitale Öffentlichkeitsveranstaltungen zur Novellierung der rechtskräftigen Erhaltungs- und 
Gestaltungssatzung (Veranstaltung „Erhalten und Gestalten der Innenstadt“) und zur 
Aufstellung der Erhaltungssatzung „Prankel“ (Veranstaltung: Baukultur bewahren – 
Erhaltungssatzung für das Gebiet „Prankel“) durchgeführt, zu der zuvor u. a. per Posteinwurf 
eingeladen wurde. Auch wenn die Resonanz zur erstgenannten Veranstaltung eher verhalten 
war, waren aus Sicht der Verwaltung beide Veranstaltungen jedenfalls insofern erfolgreich, 
als dass mit den interessierten Bürger:innen im direkten Austausch viele Fragen geklärt und 
umfassend diskutiert werden konnten. Zu einzelnen konkreten Vorhaben, zu denen die 
Fragen nicht vollständig im Rahmen der Veranstaltung geklärt werden konnten, fanden 
darüber hinaus weitere, bilaterale Gespräche statt.  

In beiden Veranstaltungen überwogen eindeutig die Stellungnahmen, in denen eine 
Zustimmung zu den Satzungsverfahren geäußert wurden.  

 

2. Experten-Hearing 

Der Gemeinderat der Stadt Weinheim hat am 21.04.2021 neben den 
Aufstellungsbeschlüssen die Durchführung eines Experten-Hearings in einer Sitzung des 
Ausschusses für Technik, Umwelt und Stadtentwicklung (ATUS) nach Abschluss der 
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange beschlossen.  

Im Rahmen des in der ATUS-Sitzung am 15.09.2021 stattfindenden Experten-Hearings zu 
den Themen „Erhaltungssatzung“ und „Gestaltungssatzung“ werden die eingeladenen 
Expert:innen eine Einschätzung zu den laufenden Satzungsverfahren abgeben. Vor allem 
aber werden die Mitglieder des ATUS die Möglichkeit haben, ihre Fragen zu stellen bzw. 
bestimmte Aspekte zu diskutieren. Darüber hinaus werden die Expert:innen in der Sitzung 
auf etwaige, im Vorfeld der Sitzung beim Amt für Stadtentwicklung zu o. g. Themenfelder 
eingegangene Fragestellungen eingehen, um die mit Mail vom 25.08.2021 u. a. an die 
Mitglieder des Gemeinderats sowie die beratenden Mitglieder des ATUS gebeten wurden. 
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In Umsetzung der Beschlussfassung hat die Verwaltung zwei Expert:innen mit einem 
juristischen Hintergrund für das Hearing eingeladen. Dabei war es der Verwaltung wichtig, 
Personen zu finden, die nicht nur über einschlägige Erfahrung und tiefgreifendes Fachwissen 
im Bereich des Verwaltungsrechts (insbesondere Bauplanungs-, Satzungs-, Umwelt- und 
Denkmalschutzrecht) verfügen, sondern darüber hinaus konkrete Erfahrungen mit 
Gestaltungs- und Erhaltungssatzungen vorweisen können.  

Im Nachfolgenden werden die beiden Expert:innen kurz vorgestellt. 

 

Herr Prof. Dr. Curt M. Jeromin: 

Herr Prof. Dr. Curt M. Jeromin ist Mitgründer der Kanzlei „Jeromin-Kerkmann Kanzlei für 
Verwaltungsrecht“ in Andernach (Rheinland-Pfalz). Er ist seit 1989 als Rechtsanwalt tätig, 
seit 1992 als Fachanwalt für Verwaltungsrecht.  

Von 2004 bis 2018 war er Lehrbeauftragter an der Deutschen Universität für 
Verwaltungswissenschaften in Speyer; seit 2019 ist er dort als Honorarprofessor tätig. Neben 
den genannten Tätigkeiten ist er weiterhin als Referent beim vhw (Bundesverband für 
Wohnen und Stadtentwicklung e. V.) im Bereich des öffentlichen Baurechts tätig. 

Die beruflichen Schwerpunkte von Herrn Prof. Dr. Jeromin liegen insbesondere im Bereich 
des öffentlichen Baurechts. Er verfügt über vielfältige Erfahrungen mit Erhaltungs- und 
Gestaltungssatzungen, auch im Kontext mit anderen Sachverhalten, z. B. dem UNESCO-
Weltkulturerbe und wird deshalb von der Verwaltung als geeigneter und fachkundiger 
Experte für die Themenbereiche „Erhaltungssatzung“ und „Gestaltungssatzung“ angesehen.  

 

Frau Nadine Hieß: 

Frau Rechtsanwältin Hieß ist Inhaberin der Kanzlei „Hiess-Verwaltungsrecht“ in Wiesbaden. 
Sie ist seit 2019 als Rechtsanwältin sowie als Fachanwältin für Verwaltungsrecht tätig. Zuvor 
war sie als stellvertretende Leitung eines kommunalen Rechtsamts beschäftigt, im Rahmen 
dessen sie die politischen Gremien sowie die Stadtverwaltung in allen rechtlichen 
Angelegenheiten beriet. 

Während ihres Studiums war sie kommunalpolitisch aktiv. Als Stadtverordnete vertrat sie ihre 
Fraktion insbesondere in den Bereichen Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr.  

Die beruflichen Schwerpunkte von Frau Hieß liegen insbesondere in den Bereichen des 
öffentlichen Baurechts sowie im Kommunalrecht. Sie verfügt über Erfahrungen mit 
Erhaltungs- und Gestaltungssatzungen und verbindet zudem ihre verwaltungsrechtliche 
Expertise mit Erfahrungen aus der Kommunalverwaltung und -politik. Deshalb erachtet die 
Verwaltung Frau Hieß als eine geeignete und fachkundige Expertin für die Themenbereiche 
„Erhaltungssatzung“ und „Gestaltungssatzung“.  

 

Weiteres Vorgehen: 

Im Anschluss an das Experten-Hearing wird die Verwaltung die Satzungsentwürfe 
überarbeiten und in einer der nächsten ATUS-Sitzungen zur Beschlussfassung vorlegen. 
Nach Billigung der Satzungsentwürfe, der Zustimmung zu den Verwaltungsvorschlägen zur 
Behandlung der Anregungen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (Abwägung) sowie den jeweiligen  
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Beschlüssen zur Offenlage wird die Verwaltung die Offenlage zu den unterschiedlichen 
Satzungsverfahren zum nächstmöglichen Zeitpunkt durchführen.  

 
 

Alternativen: 

Keine 

 
 

Finanzielle Auswirkung: 

Die Kenntnisnahme der Ergebnisse des Experten-Hearings führt nicht zu finanziellen 
Auswirkungen.  
 
 

Anlagen: 

Keine 
 
 

Beschlussantrag: 

1. Der Ausschuss für Technik, Umwelt und Stadtentwicklung nimmt die Informationen der 
Expert:innen zu den Themenbereichen „Gestaltungssatzung“ und „Erhaltungssatzung“ 
zur Kenntnis. 

gezeichnet 

Dr. Torsten Fetzner  
Erster Bürgermeister  
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Beschlussvorlage 

Federführung: Drucksache-Nr. 

Amt für Klimaschutz, Grünflächen und technische Verwaltung 125/21 

Geschäftszeichen: 

60/LKU 

Beteiligte Ämter:   

Amt für Immobilienwirtschaft 
Rechnungsprüfungsamt 
Stadtkämmerei 

Datum: 

17.08.2021 

 

  
 

 
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Ausschuss für Technik, Umwelt und 
Stadtentwicklung 

Ö Beschlussfassung 15.09.2021 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Landschaftsbauarbeiten am Betriebsgebäude Süd auf dem Hauptfriedhof Weinheim 

Beschlussantrag: 

Der Ausschuss für Technik, Umwelt und Stadtentwicklung beschließt die Vergabe von 
Landschaftsbauarbeiten am Betriebsgebäude Süd auf dem Hauptfriedhof in Weinheim an die 
Firma Joh. Schön & Sohn Bau GmbH & Co. KG, Auestr. 13, 67346 Speyer für eine 
Angebotssumme in Höhe von brutto 114.390,54 €. 
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Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
1 x Dezernat 02 
1 x Amt 14 
1 x Amt 20 
1 x Amt 65 
1 x Vergabestelle 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

Beschluss GR vom 14.11.2018 (SD 136/18) 
Beschluss GR vom 17.07.2019 (SD 081/19) 
Beschluss GR vom 13.11.2019 (SD 123/19) 
Beschluss ATUS vom 15.07.2020 (SD 083/20) 
Beschluss ATUS vom 07.10.2020 (SD 107/20) 
 
 

Beratungsgegenstand: 

Gegenstand dieser Beschlussvorlage ist die Vergabe von Landschaftsbauarbeiten am 
Betriebsgebäude Standort Süd des Hauptfriedhofes in Weinheim. Im Herbst 2020 wurden 
bereits Landschaftsbauarbeiten am Betriebsgebäude Standort Nord ausgeschrieben und 
vergeben. Der Ausschuss für Technik, Umwelt und Stadtentwicklung hat in seiner Sitzung 
am 07.10.2020 über diese Vergabe beschlossen. Die Arbeiten am Betriebsgebäude Nord 
sind abgeschlossen. 

Zur Bewältigung der wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie hat die Landesregierung 
Baden-Württemberg eine Verwaltungsvorschrift erlassen, in der die Wertgrenzen für z. B. 
eine Beschränkte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb auf 1 Mio. € und eine 
Freihändige Vergabe auf 100.000 € erhöht wurden. Die Regelungen der 
Verwaltungsvorschrift sollen die Vergabe öffentlicher Aufträge und damit investive 
Maßnahmen angesichts des wirtschaftlichen Einbruchs infolge der Corona-Pandemie 
beschleunigen. Die Verwaltungsvorschrift tritt am 31.12.2021 außer Kraft. 

Die Landschaftsbauarbeiten am Betriebsgebäude Süd wurden dementsprechend gem. § 3b 
Abs. 2 VOB/A beschränkt ausgeschrieben. Es ist ein Ausführungszeitraum vom 04.10.2021 
bis 26.11.2021 geplant. 

Die Angebotsaufforderung erfolgte am 24.06.2021. Die ausgewählten Bieter haben die 
Vergabeunterlagen mit dem Leistungsverzeichnis über die Vergabeplattform Auftragsbörse 
der Metropolregion Rhein-Neckar in elektronischer Form sowie über eine einfache E-Mail 
erhalten. Durch die Übersendung der Unterlagen per E-Mail können auch Firmen die 
Vergabeunterlagen abrufen, die ggf. noch nicht auf der Vergabeplattform registriert sind. Die 
Bieter hatten die Möglichkeit, ihr Angebot in elektronischer Form oder Papierform 
abzugeben. Die Submission fand am 28.07.2021 bei der Vergabestelle statt. 

Im Rahmen der Beschränkten Ausschreibung wurden sieben Firmen aufgefordert, innerhalb 
einer angemessenen Angebotsfrist ein Angebot abzugeben. Nach Ablauf der Angebotsfrist 
gaben vier Firmen rechtzeitig ein Angebot für die Landschaftsbauarbeiten am 
Betriebsgebäude Süd des Hauptfriedhofes Weinheim ab. Dabei gingen drei Angebote in 
elektronsicher Form und ein Angebot in Papierform ein. 
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Das Architekturbüro Görtz & Fritz Architekten aus Weinheim wurde mit der Planung des 
Bauprojektes auf dem Weinheimer Hauptfriedhof beauftragt. Das Architekturbüro nahm 
insbesondere die Erstellung des Leistungsverzeichnisses vor und gab eine 
Kostenberechnung für die Landschaftsbauarbeiten am Betriebsgebäude Standort Süd ab. 
Die Kostenberechnung belief sich auf einen Betrag in Höhe von netto 94.735,47 € bzw. 
brutto 112.735,20 €. Des Weiteren nahm das Görtz & Fritz Architekten ebenso die Prüfung 
und Wertung der eingegangenen Angebote in erster Instanz vor und gab die geprüften 
Angebote zusammen mit einem schriftlich formulierten Vergabevermerk als Ergebnis der 
Angebotsprüfung beim Rechnungsprüfungsamt der Stadt Weinheim ab. 

Die Angebote wurde sodann nochmals durch das Rechnungsprüfungsamt gem. § 16c VOB/A 
geprüft und gem. § 16d VOB/A gewertet. Nach Prüfung und Wertung, stimmte das 
Rechnungsprüfungsamt der Vergabeprüfung des Architekturbüros Görtz & Fritz Architekten 
zu. 

Nach Abschluss der Angebotsprüfung ergibt sich folgende Bieterreihenfolge: 

 

Nr. Bieter Angebotssumme (brutto) in EUR 

1 Joh. Schön & Sohn Bau GmbH & Co. KG, 
Speyer 

114.390,54 

2 Bieter 4 154.366,99 

3 Bieter 2 173.138,67 

4 Bieter 3 Ausschluss 

 

Die Firma Joh. Schön & Sohn Bau GmbH & Co. KG gewährt einen Nachlass in Höhe von  
3 %. Dieser Nachlass ist in der oben genannten Angebotssumme bereits mit einberechnet. 

Nach abgeschlossener Angebotsprüfung in zweifacher Instanz durch das Architekturbüro 
Görtz & Fritz Architekten und das Rechnungsprüfungsamt ist für die Landschaftsbauarbeiten 
am Betriebsgebäude Süd auf dem Hauptfriedhof in Weinheim die Firma Joh. Schön & Sohn 
Bau GmbH & Co. KG aus Speyer mit einer Angebotssumme von brutto 114.390,54 € der 
wirtschaftlichste Bieter. 

 
 

Alternativen: 

Keine 

 
 

Finanzielle Auswirkung: 

Für den Neubau der beiden Betriebsgebäude auf dem Hauptfriedhof in Weinheim stehen im 
Haushaltsplan 2021 aufgrund der Ermächtigung nach § 21 GemHVO 
(Ermächtigungsübertrag) im Jahr 2021 im Teilfinanzhaushalt 7, Produktgruppe 5530, 
Investitionsauftrag I55300101120 Mittel zur Verfügung. Es besteht noch ein Restbetrag in 
Höhe von 370.283 €. Für die Vergabe von Landschaftsbauarbeiten am Betriebsgebäude Süd 
stehen demnach noch ausreichend Mittel zur Verfügung. 
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Anlagen: 

Keine 
 
 

Beschlussantrag: 

Der Ausschuss für Technik, Umwelt und Stadtentwicklung beschließt die Vergabe von 
Landschaftsbauarbeiten am Betriebsgebäude Süd auf dem Hauptfriedhof in Weinheim an die 
Firma Joh. Schön & Sohn Bau GmbH & Co. KG, Auestr. 13, 67346 Speyer für eine 
Angebotssumme in Höhe von brutto 114.390,54 €. 

gezeichnet 

Dr. Torsten Fetzner  
Erster Bürgermeister  
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Beschlussvorlage 

Federführung: Drucksache-Nr. 

Tiefbauamt 130/21 

Geschäftszeichen: 

66/JF 

Beteiligte Ämter:   

Rechnungsprüfungsamt 
Stadtkämmerei 

Datum: 

26.08.2021 

 

    
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Ausschuss für Technik, Umwelt und 
Stadtentwicklung 

Ö Beschlussfassung 15.09.2021 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Umbau Geh- und Radweg im Multring in Weinheim 

Beschlussantrag: 

Der Ausschuss für Technik, Umwelt und Stadtentwicklung stimmt nachträglich der 
Beauftragung des Nachtrags Nr. 1 der Firma Joh. Schön & Sohn Bau GmbH & Co. KG, 
Auestraße 13, 67346 Speyer für eine Angebotssumme in Höhe von brutto 26.728,67 € zu. 
Der Gesamtauftrag beläuft sich damit auf 213.943,59 €. 
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Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
1 x Amt 14 
1 x Amt 20 
1 x Amt 66 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

ATUS 086/21 
 
 

Beratungsgegenstand: 

Auf der Grundlage des Vergabebeschlusses vom 09.06.2021 durch den Ausschuss für 
Technik, Umwelt und Stadtentwicklung der Stadt Weinheim (Vorlage 086/21), wurde die 
Firma Joh. Schön & Sohn Bau GmbH & Co. KG aus Speyer mit dem Umbau des Geh- und 
Radweges im Multring, zwischen Westtangente und Olbrichtstraße in Weinheim zum 
Angebotspreis von 187.214,92 € brutto beauftragt. Der Umbau umfasst die Verbreiterung des 
Geh- und Radweges von 2,00 m auf 3,00 m, um die Verkehrssicherheit auf dem stark 
frequentierten Schulweg zur Dietrich-Bonhoeffer-Schule zu verbessern. Zu den Arbeiten 
gehören das Herstellen einer neuen Geh- und Radwegeinfassung mittels eines Hochbordes 
zur Verbreiterung des Geh- und Radweges, die Erneuerung der Oberfläche im Geh- und 
Radweg in Asphalt, das Herstellen einer barrierefreien Bushaltestelle, die Anpassung der 
Bordsteine an den Querungsstellen und Ummarkierungen. 

Die Umbaumaßnahme zur Verbesserung der kommunalen Rad- und 
Fußverkehrsinfrastruktur wird vom Land Baden-Württemberg mit Mitteln aus dem 
Landesverkehrsfinanzierungsgesetz (LGVFG) gefördert. Die voraussichtlichen 
Gesamtzuwendungen betragen 161.000 €. 

Im Baustellenbereich, zwischen Westtangente und Olbrichtstraße, weist die Asphaltfahrbahn 
im Multring zahlreiche Quer- und Längsrisse auf, die bereits zu kleineren Schlaglöchern und 
Unebenheiten geführt haben. Auf Grund der für die Geh- und Radwegverbreiterung 
eingeplanten Mittel (gesamt 300.000 €), deren Grundlage eine qualifizierte 
Kostenberechnung (Baukosten ca. 252.000 €, Risikoaufschlag 10.500 €, Planungskosten 
25.000 €, Gutachterkosten 7.500 €, Baunebenkosten 5.000 €) nach HOAI war, hatte sich das 
Fachamt bei der Ausschreibung auf den Ausbau des Geh- und Radweges beschränkt. 

Aufgrund des wirtschaftlichen Angebots der Firma Joh. Schön & Sohn Bau GmbH & Co. KG 
in Höhe von 187.214,92 € im Vergleich zur Kostenschätzung, wurde zusätzlich ein 
Nachtragsangebot zur Erneuerung der Oberfläche der südlichen Fahrbahn (ca. 900 m²) von 
der Olbrichstraße bis zur Westtangente von der Firma Joh. Schön & Sohn Bau GmbH & Co. 
KG angefordert. 

Im Hauptauftrag war bereits ein Vollausbau der Straße auf einer Gesamtfläche von 360 m² 
entlang der Bordeinfassung des Geh- und Radweges auf einer Breite von im Mittel 1 m 
geplant. Nach Absprache mit der Baufirma und dem Ingenieurbüro haben wir uns eine neue 
sehr wirtschaftliche Variante der Fahrbahnerneuerung anbieten lassen. Es wird hierbei kein 
Vollausbau (Asphaltdecke und Asphalttragschicht) notwendig, sondern die auf der 
vorhandenen Asphalttragschicht neu verlegte Asphaltarmierung trägt die Verkehrslasten 
flächig in den Untergrund. Das Risiko neuer Schäden und dessen Ausbreitung wird so auf 
ein Minimum reduziert.  
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Der Straßenabschnitt eignet sich sehr gut für diese wirtschaftliche Variante der 
Straßeninstandsetzung, da hier wenige Einbauten (Kanalschächte, Gas- und 
Wasserschieber etc.) vorhanden sind und so ein flächiger Verbund gewährleistet wird. 

Im Nachtrag wurden durch die Erhöhung der Asphaltflächen (von 360 auf 900 m²) niedrigere 
Einheitspreise für die Asphaltpositionen angeboten. 

 

Der Nachtrag wurden dem Grunde und der Höhe nach durch das beauftragte Ingenieurbüro 
E. Schulz GmbH aus Hirschberg geprüft und mit der Firma Joh. Schön & Sohn Bau GmbH & 
Co. KG verhandelt.  

Der Nachtrag 1 beinhaltet nachfolgende zusätzliche Leistungen: Abfräsen der südlichen 
Fahrbahn des Multring von der Olbrichstraße bis zur Westtangente und Aufbringen einer 
neuen Asphaltdecke unter Verwendung von Asphaltarmierung. Der Nachtrag hat eine 
Gesamthöhe von 26.728,67 € brutto. 

Auftrag:    187.214,92 € brutto 
Nachtrag 1:      26.728,67 € brutto 
Auftragshöhe:   213.943,59 € brutto 

Auftragserhöhung:    26.728,67 € brutto 

 

Unter Berücksichtigung des Nachtrag 1 ergibt sich eine Auftragshöhe von derzeit 213.943,59 
€ brutto. Das bedeutet eine Kostenerhöhung um 26.728,67 € brutto. 

Die Baumaßnahme befindet sich in den letzten Arbeitsschritten und wird wie geplant in KW 
36 spätestens aber zum 10.09.2021 (Schulferien Ende) fertiggestellt. 

Mit einer weiteren Kostenerhöhung ist nicht zu rechnen. 

 
 

Alternativen: 

Keine 

 
 

Finanzielle Auswirkung: 

Im Finanzhaushalt 2021 stehen unter dem Investitionsauftrag I54100102214 (Geh- und 
Radweg Multring Umbau) für die Auftragserhöhung die erforderlichen Mittel zur Verfügung.  
 
 

Anlagen: 

Keine 
 
 

Beschlussantrag: 

Der Ausschuss für Technik, Umwelt und Stadtentwicklung stimmt nachträglich der 
Beauftragung des Nachtrags Nr. 1 der Firma Joh. Schön & Sohn Bau GmbH & Co. KG, 
Auestraße 13, 67346 Speyer für eine Angebotssumme in Höhe von brutto 26.728,67 € zu. 
Der Gesamtauftrag beläuft sich damit auf 213.943,59 €. 
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gezeichnet gezeichnet 

Manuel Just Dr. Torsten Fetzner  
Oberbürgermeister Erster Bürgermeister  
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